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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

nichts ist so alt wie die Zeitung von
gestern, heiRt es in einem Sprich-
wort. Laufend Uberholen neue Mel-
dungen das Geschehene und als
moderner Mensch muss man be-
kanntlich privat wie beruflich im-
mer auf der Hohe sein. Dazu gehort
die Zeitungslektire auch der lokalen
Presse. Die Leipziger Immobilien-
profi's kénnen wie Mieter auch in
der LVZ jeden Samstag die ,LVZ-
Immo* lesen, in der sich auch nicht
selten Gerichtsentscheidungen zum
Miet- und Wohnungseigentums-
recht finden. In der Ausgabe vom
14./15.7. fand sich einmal mehr eine
solche Entscheidung, mit der Uber-
schrift: ,,Vermieter hat kein Besichti-
gungsrecht”. Darin wurde erldutert,
dass Klauseln im Mietvertrag, die
dem Vermieter ein voraussetzungs-
loses Besichtigungsrecht einrdum-
ten, unwirksam seien. Das LG
Minchen 1l (12 S 1118/08) hatte
entschieden, dass der Vermieter nur

Kurze Meldungen

Zeitliche Grenze bei Anrechnung von
Drittmitteln bei Mieterhéhung

Mit Urteil vom 13.6.2012 (VIII ZR
310/11) hat der BGH entschieden, dass
die Anrechnung von Drittmitteln bei der
Mieterhéhung maximal 12 Jahre lang
Beriicksichtigung finden misse. Eine
Anrechnung konne unterbleiben, wenn
die Fordermittel aufgezehrt seien. Auf-
grund der Regelung in 8§ 559 BGB, nach
der 11% der Modernisierungskosten
umgelegt werden konnten, ergebe sich
ein Zeitraum von 9 Jahren, bis dass
etwa 100% erreicht seien. Weitere 3
Jahre seien fir eine angemessene Ver-
zinsung zu berticksichtigen, so dass der
Vermieter nach 12 Jahren ab Bezugsfer-
tigkeit davon befreit sei, Fordermittel
bei Mieterhbhungen zu berticksichtigen.

bei einem berechtigten Interesse
(Verkauf, Neuvermietung, Moder-
nisierung) besichtigen durfe. Er-
génzt wurde die Mitteilung mit
einer Stellungnahme des Mieter-
verein Leipzigs ,,Mieter haben das
Recht in ihrer Wohnung in Ruhe
gelassen zu werden®. So, nun wis-
sen wir das auch und es dirfte den
Vermieter oder Verwalter in Leip-
zig nicht weiter wundern, wenn er
zur néachsten, angekiindigten Be-
sichtigung vor einer verschlossenen
Ture steht, an der der Ausschnitt
eben jenes Zeitungsartikels der LVZ
klebt.

In diesem Fall hat der Vermieter
bzw. der Verwalter die schone Ge-
legenheit, dem Mieter zu erldutern,
dass das Gedruckte in der Zeitung
nicht immer aktuell und auch nicht
immer ganz richtig ist. Denn die
néhere Betrachtung des Artikels
offenbart zunédchst einmal, dass die

RegelmaRig ist doch dasselbe wie
i.d.R.

Mit Beschluss vom 20.3.2012 lehnte der
VIII. Zivilsenat die Zulassung einer
Revision ab. In den Griinden fiihrte der
fir Wohnraumsachen zustandige Miet-
senat u.a. aus, dass die Verpflichtung
zur regelmaRigen Durchfihrung der
Schonheitsreparaturen nach der ein-
schldgigen Rechtsprechung rechtlich
unbedenklich sei (Urteil vom 26.9.2007,
VIl ZR 143/06 — ZIV 2007, 54). Dabei
nahm der BGH auch Bezug auf eine
Entscheidung des KG Berlin. Darin
hatte der Berliner Senat eine Schon-
heitsreparaturklausel mit dem Zusatz
HLO.R.“ fur unwirksam erachtet, weil
durch diesen Zusatz die Fristen starr
wirkten (Urteil vom 22.5.2008, ZIV
2008, 47). Diese Beurteilung erachtete

»aktuelle Meldung* eine Entschei-
dung des LG Minchen aus dem
Jahr 2008 zum Gegenstand hat. Die
Entscheidung des LG Miinchen ist
neben einer Entscheidung des AG
Bonn aus dem Jahre 2006 noch
immer die Mindermeinung bei den
Gerichten dieser Republik. Gerichte
wie das LG Stuttgart (ZMR 1985,
273), das LG Berlin (MM 2004,
125), LG Tibingen (GE 2008, 156),
OLG Frankfurt/Main (IMR 2010,
135), AG Hamburg (NZM 2007,
211), AG Saarbriicken (ZMR 2005,
372), AG Miunster (NZM 2001,
1030), AG Kaéln (WuM 2000, 209)
und das AG Libeck (WuM 1993,
344) vertreten namlich die gegentei-
lige Ansicht, wonach auch der
Vermieter schonend von seinem
Recht Gebrauch machen darf, auch
einmal sein Eigentum ohne beson-
deren Anlass zu besichtigen.

Es grufit herzlich
Ihr Anwalt

Heinz G. Schultze

der BGH in seinem Beschluss als unzu-
treffend (V111 ZR 192/11).

Kaution sichert nur Anspriche aus
dem Mietverhéltnis

Ein Vermieter in Berlin musste nach der
Beendigung des  Mietverhéltnisses
feststellen, dass er keine Anspriiche
mehr gegen den Mieter hatte und an
sich verpflichtet wére, die Mietkaution
auszukehren. Statt dies zu tun, lieB er
sich Anspriiche vom Vor-Vermieter der
Mieter abtreten und erklarte mit diesen
abgetretenen Forderungen Aufrechnung.
Zu Unrecht, wie der BGH im Urteil
vom 11.7.2012 feststellte. Der Treu-
handcharakter der Mietkaution verbiete
es, dass der Vermieter mit Anspriichen
aufrechne, die nicht ihre Grundlage in
dem Mietverhaltnis fanden, fiir das die
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Hat der Vermieter bauliche Maßnahmen durchgeführt, die den Gebrauchswert der Mietsache nachhaltig
erhöhen, die allgemeinen Wohnverhältnisse auf Dauer verbessern oder nachhaltig Einsparungen von Energie
oder Wasser bewirken (Modernisierung), oder hat er andere bauliche Maßnahmen auf Grund von Umständen
durchgeführt, die er nicht zu vertreten hat, so kann er die jährliche Miete um 11 vom Hundert der für die
Wohnung aufgewendeten Kosten erhöhen.


Sicherheit bestellt worden sei (VIII ZR
36/12).

Zustellung an Postfach méglich

Eine flr die Praxis mdglicherweise
weitreichende Entscheidung hat der V.
Zivilsenat mit Beschluss vom 14.6.2012
getroffen (V_ZB 182/11). In dem Be-
schluss erklarte der BGH einen Zu-
schlagsbeschluss fir unwirksam, weil

Immobilienrecht

SCHULTZE "5

dem  Zwangsvollstreckungsschuldner
nicht binnen 4 Wochen vor dem Ver-
steigerungstermin die Terminsbestim-
mung zugestellt worden war (8 43 Abs.
2 ZVG i.V.m. § 83 Nr. 1 ZVG). Der
Schuldner war ohne festen Wohnsitz, so
dass das Gericht nach § 6, 7 Abs. 1
ZVG einen Zustellvertreter bestellt
hatte. Dem Gericht war indessen be-
kannt, dass der Schuldner ein Postfach
unterhielt. Dies, so die Richter des V.

Zivilsenates sei eine Vorrichtung im
Sinne von § 180 ZPO, wenn eine
Wohnanschrift desjenigen, dem zuge-
stellt werden soll, unbekannt oder nicht
vorhanden ist. Die Entscheidung wird
mdglicherweise Glaubigern kinftig die
Forderungsdurchsetzung  erleichtern,
weil Schuldner vor allem im Erkennt-
nisverfahren Zustellungen (ber die
Unterhaltung von Postfachern zu er-
schweren versuchen.

Raum- und Streupflichten bei nur partieller Glatte

Eine Mitarbeiterin eines ambu-

lanten Pflegedienstes betrat am
23.12.2007 das Grundstiick einer
Kundin gegen 10 Uhr, um ihr
eine  WeihnachtsgruRkarte zu-
kommen zu lassen. Auf dem
Rickweg zum Auto stiirzte sie
auf dem nicht gestreuten Weg
auf einer Eisplatte mit einer
GroRe von circa 20x30 cm und
verletzte sich. Der Weihnachts-
karte folgte eine Klage auf
Schadensersatz  und Leistung
von Schmerzensgeld.

Der Bundesgerichtshof stellte
mit Urteil vom 12.6.2012 (VI
ZR 138/11) fest, dass es mit der
WeihnachtsgruRRkarte sein Be-
wenden haben musse. Die Senio-
rin als Empfangerin der Weih-
nachtsgrulBkarte habe die ihr
obliegende Rdum- und Streu-
pflicht nicht verletzt. Diese setze
eine allgemeine Gléttebildung
und nicht nur das VVorhandensein
einzelner Glattestellen voraus
(BGH Beschluss vom 21.1.1982,
VerstR 1982, 299, BGH Be-
schluss vom 26.2.2009, NJW

2009, 3302). An dem Vorliegen
einer solchen allgemeinen Glatte
bestiinde nach dem eigenen Vor-
trag der Mitarbeiterin des Pfle-
gedienstes Zweifel.

Nach den allgemeinen Beweis-
lastgrundsatzen, misse die Ver-
letzte alle Umstande beweisen,
aus denen eine Streupflicht er-
wachse und sich eine schuldhaf-
te Verletzung der Pflicht ergabe
(BGH-Urteil vom 29.9.1970,
VersR 1970, 1130, BGH-Urteil
vom 27.11.1984, VersR 1985,
243, BGH-Beschluss  vom
7.6.2005, NZV 2005, 578). So-
weit eine Streupflicht angenom-
men werden musse, richteten
sich Inhalt und Umfang nach den
Umstdnden des Einzelfalles
(BGH Urteil vom 2.10.1984,
NJW 1985, 270, BGHZ 112, 74,
Beschluss vom  20.10.1994,
VersR 1995, 721). Bei offentli-
chen StraRen und Gehwegen
seien dabei Art und Wichtigkeit
des Verkehrsweges ebenso zu
berucksichtigen, wie seine Ge-
fahrlichkeit und die Starke des
zu erwartenden Verkehrs. Die
Raum- und Streupflicht bestiinde
also nicht uneingeschrankt. Sie
stehe vielmehr unter dem Vor-
behalt des Zumutbaren, wobei es
auch auf die Leistungsfahigkeit
des Sicherungspflichtigen anké-
me (BGH Urteil vom 15.1.1988,
VersR 1998, 1373). Danach

bestiinde eine R&um- und Streu-
pflicht regelmaRig flr die Zeit
des normalen Tagesverkehrs,
d.h. an Sonn- und Feiertagen ab
9 Uhr. Bei Auftreten von Glétte
im Laufe des Tages sei aller-
dings dem Streupflichtigen ein
angemessener Zeitraum zuzubil-
ligen, um die erforderlichen
MaRnahmen zur Bekampfung
der Glatte zu treffen (BGH Be-
schluss vom 20.12.1984, VersR
1985, 189, BGH-Beschluss vom
27.4.1987, VersR 1987, 989).

Vorliegend sei nicht von einer
allgemeinen Glattebildung, son-
dern nur vom Vorhandensein
vereinzelter Glattestellen auszu-
gehen, so dass eine Raum- und
Streupflicht der Seniorin nicht
Zu konstatieren sei. Zudem sei
am Unfalltag keine hinreichend
erkennbaren Anhaltspunkte da-
flr gegeben, dass eine ernsthaft
drohende Gefahr bestanden hét-
te, die ausnahmsweise vorbeu-
gende MaRnahmen erforderlich
gemacht hatten. Schliefflich sei
nicht festzustellen, dass die Se-
niorin am Unfalltag, einem
Sonntag, damit rechnen musste,
dass Personen schon um 10 Uhr
ihr Grundsttick betreten wirden,
zumal an diesem Tag keine Pfle-
geleistungen fir sie zu erbringen
waren. Eine vorbeugende Ver-
pflichtung zum  Bereithalten
eines  Streudienstes  bestand
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Der Versteigerungstermin ist aufzuheben und von neuem zu bestimmen, wenn die
Terminsbestimmung nicht sechs Wochen vor dem Termin bekanntgemacht ist. War das
Verfahren einstweilen eingestellt, so reicht es aus, daß die Bekanntmachung der
Terminsbestimmung zwei Wochen vor dem Termin bewirkt ist.
(2) Das gleiche gilt, wenn nicht vier Wochen vor dem Termin dem Schuldner ein Beschluß,
auf Grund dessen die Versteigerung erfolgen kann, und allen Beteiligten, die schon
zur Zeit der Anberaumung des Termins dem Gericht bekannt waren, die Terminsbestimmung
zugestellt ist, es sei denn, daß derjenige, in Ansehung dessen die Frist nicht
eingehalten ist, das Verfahren genehmigt.

Schultze
Kommentar zu Text
Der Zuschlag ist zu versagen:
1. wenn die Vorschrift des § 43 Abs. 2 oder eine der Vorschriften über die Feststellung
des geringsten Gebots oder der Versteigerungsbedingungen verletzt ist;

Schultze
Kommentar zu Text
Ist die Zustellung nach § 178 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 nicht ausführbar, kann das Schriftstück in einen zu der Wohnung
oder dem Geschäftsraum gehörenden Briefkasten oder in eine ähnliche Vorrichtung eingelegt werden, die
der Adressat für den Postempfang eingerichtet hat und die in der allgemein üblichen Art für eine sichere
Aufbewahrung geeignet ist. Mit der Einlegung gilt das Schriftstück als zugestellt. Der Zusteller vermerkt auf dem
Umschlag des zuzustellenden Schriftstücks das Datum der Zustellung.


nicht, weil an jenem Sonntag-
vormittag auf dem Weg zum
Haus weder mit einem FuRgén-

gerverkehr zu rechnen war, noch
die Wetterlage dazu Anlass gab
(Beschluss vom 11.8.2009, VI

ZR 163/08, Urteil vom
15.2.1979, VersR 1979, 541).

Abbruch ist keine Grundstticksvertiefung

Neben den jeweiligen Landesge-
setzen regelt auch das BGB in
den 88 905 bis 924 verschiedene
nachbarrechtliche Konflikte.
Einer dieser Sachverhalte regelt
8 909 BGB, wonach eine Grund-
stiicksoberflache nicht so abge-
graben werden darf, dass das
benachbarte  Grundstiick die
erforderliche Stiitze verliert.

In Berlin stritten zwei Nachbarn
um die Reichweite der Norm.
Die benachbarten Grundstiicke
waren stufig angelegt, wobei die
Stufe durch eine lange, circa
1,60 m hohe Mauer gebildet
wurde. Sie stand vollstdndig auf
dem tiefer gelegenen Grund-
stick. Der Eigentimer dieses
Grundstickes  teilte  seinem
Nachbarn mit, dass er beabsich-
tige, die Mauer abzureiRen. Sein
Nachbar bemiihte anschliefend
die Justiz und verlangte dabei im
einstweiligen Rechtsschutz die
Unterlassung des Abbruchs der
Mauer nach § 909 i.V.m. 1004
BGB.

Landgericht und Oberlandesge-
richt gaben der Klage statt. Der
BGH hob die Urteile auf und
verwies den Rechtsstreit zuriick.
Dabei wiesen die Richter des V.
Zivilsenates im Urteil vom
29.6.2012 auf die Beachtung
ihrer Rechtsauffassung hin. Da-
nach stelle der Abriss einer
Mauer keine Grundstiicksvertie-
fung im Sinne von § 909 BGB
dar. Ein Grundstlckseigentiimer
musse nicht hinnehmen, dass
eine auf seinem Grundstiick
stehende Mauer von dem Nach-
barn als Abstlitzung fur dessen
Grundstiickaufschuttung zweck-
entfremdet werde. Er dirfe die
Mauer auch dann abreil3en, wenn
das angrenzende Grundstlick
seinen Halt dadurch verlore. Es
sei dann Sache des Aufschitten-
den, die erforderlichen Stiitz-
malnahme zu ergreifen.

Ob die Norm mdglicherweise
dennoch einschlagig sei, richte
sich danach, wer die Grund-
stiicksausgangslage mit einer

Stufe geschaffen habe. Dies sei
von der Vorinstanz zu klé&ren.
Wenn der héher gelegene Nach-
bar durch eine Aufschiittung die
Hohendifferenz geschaffen habe,
gdbe es fiir ihn keinen Anspruch,
den Abriss der Mauer zu verhin-
dern. Sollte dagegen der Eigen-
timer des tiefer gelegenen
Grundstticks im Zuge der Errich-
tung der Mauer eine Abgrabung
(Grundstlcksvertiefung) vorge-
nommen haben, sei er nach §
909 BGB fir eine ausreichende
Befestigung des Nachbargrund-
stlicks verantwortlich und bleibe
dies auch.

Da somit der Eigentimer des
hoher gelegenen Grundstucks zu
beweisen habe, dass der Hohen-
unterschied durch eine Abgra-
bung des Nachbarn verursacht
worden sei, trage er das Risiko
der Nichterweislichkeit dieser
Tatbestandsvoraussetzung (non
liquet), V ZR 97/11.

Vertrag zur StralBenreinigung schliel3t Anspriiche gegen Schadiger aus

Eine Stadt in Hessen wollte sich
Aufwendungen und  Arger in
Verbindung mit der Straenrei-
nigung sparen. Sie schloss daher
mit einem Reinigungsunterneh-
men einen Vertrag, wonach das
Unternehmen sich hinsichtlich
der Vergutung direkt an den
Verursacher von StralRenverun-
reinigungen halten sollte. Hier-
durch wollte sie sich die Durch-
setzung ihrer Ersatzanspriiche
nach 8 15 Abs. 1 Hessisches
StraBengesetz sparen und den
damit verbundenen Aufwand

dem Reinigungsunternehmen
uberlassen.

Ein Halter eines Omnibusses
wurde von der Reinigungsfirma
klageweise in Anspruch ge-
nommen, nachdem das Reini-
gungsunternehmen nach einem
Verkehrsunfall eine Kuihlflus-
sigkeitsspur beseitigt hatte. Das
Reinigungsunternehmen  stitzte
seinen Anspruch auf Geschéfts-
fuhrung ohne Auftrag, 88 677,
683, 670 BGB.

Der BGH entschied, wie die
Vorinstanzen auch, dass ein
Anspruch nicht gegeben sei. Der
Reinigungsvertrag schlésse An-
spriche auf der Grundlage von
Geschéftsfihrung ohne Auftrag
(GoA) aus. Die Aufwendungser-
satzanspriiche wirden aufgrund
des auf der Privatautonomie
ruhenden Vorrangs vertraglicher
Vereinbarungen ausgeschlossen
sein. Ein Dritter, dem das Ge-
schaft auch zu Gute komme,
kénne daher nicht nach den
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Schultze
Kommentar zu Text
§ 909 Vertiefung
Ein Grundstück darf nicht in der Weise vertieft werden, dass der Boden des Nachbargrundstücks die erforderliche
Stütze verliert, es sei denn, dass für eine genügende anderweitige Befestigung gesorgt ist.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Wird das Eigentum in anderer Weise als durch Entziehung oder Vorenthaltung des Besitzes beeinträchtigt,
so kann der Eigentümer von dem Störer die Beseitigung der Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere
Beeinträchtigungen zu besorgen, so kann der Eigentümer auf Unterlassung klagen.

Schultze
Kommentar zu Text
Wer ein Geschäft für einen anderen besorgt, ohne von ihm beauftragt oder ihm gegenüber sonst dazu berechtigt
zu sein, hat das Geschäft so zu führen, wie das Interesse des Geschäftsherrn mit Rücksicht auf dessen wirklichen
oder mutmaßlichen Willen es erfordert.

Schultze
Kommentar zu Text
Entspricht die Übernahme der Geschäftsführung dem Interesse und dem wirklichen oder dem mutmaßlichen
Willen des Geschäftsherrn, so kann der Geschäftsführer wie ein Beauftragter Ersatz seiner Aufwendungen
verlangen. In den Fällen des § 679 steht dieser Anspruch dem Geschäftsführer zu, auch wenn die Übernahme der
Geschäftsführung mit dem Willen des Geschäftsherrn in Widerspruch steht.

Schultze
Kommentar zu Text
Macht der Beauftragte zum Zwecke der Ausführung des Auftrags Aufwendungen, die er den Umständen nach für
erforderlich halten darf, so ist der Auftraggeber zum Ersatz verpflichtet.


Grundsatzen der GoA in An-
spruch genommen werden.

Die gleiche Rechtsfolge ergabe
sich aus der gesetzlichen Rege-
lung im Hessischen Strallenge-

Mietrecht

setz, wonach die Gemeinde di-
rekt Ersatz ihrer Kosten gegen
den Verursacher verlangen kon-
ne. Die sich anschlieRende Fra-
ge, ob die Gemeinde sich mit der
vertraglichen Konstruktion un-

zuléssigerweise aus ihren ver-
traglichen  Bindungen  l6sen
wollte, kénne aufgrund der vor-
stehenden Feststellungen unge-
klart bleiben, BGH-Urteil vom
21.6.2012 (111 ZR 275/11).

Fristlose Kindigung wegen tberzogener Mietminderung

Die Mieter eines Einfamilien-
hauses teilten im Dezember
2008 ihren Vermietern mit, dass
sich im Haus aufgrund baulicher
Méngel Schimmel und Kon-
denswasser bilden wiirde. An-
lasslich eines Ortstermins im
Dezember 2008 brachten die
Vermieter gegeniiber den Mie-
tern zum Ausdruck, dass ihrer
Ansicht nach das Heiz- und Lif-
tungsverhalten daflr verantwort-
lich sei. Die Mieter minderten
die vertraglich vereinbarte Brut-
tomiete in Hohe von 1.550 € pro
Monat fiur die Monate Marz
2009 bis Juni 2010 um jeweils
310 € (20 %). Die Vermieter
kiindigten das Mietverhaltnis mit
Schriftsatz vom 7. Januar 2010
wegen des bis dahin aufgelaufe-
nen Mietriickstands in Hohe von
3.410 € fristlos.

Die Vermieter klagten auf Be-
zahlung von rickstandiger Miete
und Radumung. Das Amtsgericht
hat nach Einholung eines Sach-

verstandigengutachtens mit Ur-
teil vom 27. Mai 2010 einen zur
Minderung berechtigenden
Mangel verneint und der Klage
in vollem Umfang stattgegeben.

Die Mieter glichen daraufhin im
Juni 2010 den flr die Monate
Februar 2010 bis Mai 2010 auf-
gelaufenen Mietrlickstand aus
und zahlten ab Juli 2010 unter
Vorbehalt wieder die volle Mie-
te. Wahrend des Berufungsver-
fahrens glichen die Mieter im
Februar 2011 den zu diesem
Zeitpunkt noch offenen Miet-
ruckstand vollstandig aus.

In der Berufungsinstanz wurde
der Rechtsstreit mit Ausnahme
von Zinsen und der Raumung flr
erledigt erklart. Das Berufungs-
gericht hob das erstinstanzliche
Urteil auf und wies die R&u-
mungsklage ab. Das Gericht
meinte, die Mieter treffe keine
Schuld an der Nichtzahlung der
Miete.

Die wvom Bundesgerichtshof
zugelassene Revision der Ver-
mieter hatte Erfolg (Urteil vom
11.7.2012) Im Rahmen des §
543 Abs. 2 BGB habe der Mieter
die Nichtzahlung der Miete zu
vertreten, wenn ihm Vorsatz
oder Fahrlassigkeit zur Last
falle. Auch insoweit gelte der
allgemeine SorgfaltsmafRstab des
§ 276 Abs. 1 Satz 1 BGB. Fir

eine mildere Haftung und damit
eine Privilegierung des Mieters
bestiinde auch in den Fallen kein
Anlass, in denen der Mieter die
Ursache eines Mangels, hier der
Schimmelpilzbildung, fehlerhaft
einschatze. Der Mieter kdnne bei
Zweifeln die Miete unter Vorbe-
halt zahlen, so dass ihm die
Madglichkeit bleibe, eine gericht-
liche KIlarung seiner Rechte
herbeizufiihren, ohne dem Risi-
ko einer fristlosen Kindigung
ausgesetzt zu sein. Im vorliegen-
den Fall kdnne der Zahlungsver-
zug nicht wegen fehlenden Ver-
schuldens der Mieter verneint
werden. lhnen musste sich die
Vermutung aufdrangen, dass das
Vorhandensein von zwei Aqua-
rien sowie eines Terrariums mit
Schlangen eine die Schimmel-
bildung beglinstigende hohere
Luftfeuchtigkeit in der gemiete-
ten Wohnung bedingte und so-
mit an das Lu0ftungsverhalten
entsprechend hohere Anforde-
rungen zu stellen waren.

Da die Mietriickstande erst im
Februar 2011 vollstandig ausge-
glichen wurden, erfolgte diese
Zahlung nicht mehr innerhalb
der Schonfrist des § 569 Abs. 3
Nr. 2 BGB. Die Kindigung
wurde daher hierdurch nicht
mehr unwirksam (VI ZR
138/11).
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Schultze
Kommentar zu Text
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn

3. der Mieter
a) für zwei aufeinander folgende Termine mit der Entrichtung der Miete oder eines nicht unerheblichen Teils
der Miete in Verzug ist oder
b) in einem Zeitraum, der sich über mehr als zwei Termine erstreckt, mit der Entrichtung der Miete in Höhe
eines Betrages in Verzug ist, der die Miete für zwei Monate erreicht.

Schultze
Kommentar zu Text
Die Kündigung wird auch dann unwirksam, wenn der Vermieter spätestens bis zum Ablauf von zwei
Monaten nach Eintritt der Rechtshängigkeit des Räumungsanspruchs hinsichtlich der fälligen Miete und der
fälligen Entschädigung nach § 546a Abs. 1 befriedigt wird oder sich eine öffentliche Stelle zur Befriedigung
verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Kündigung vor nicht länger als zwei Jahren bereits eine nach Satz 1
unwirksam gewordene Kündigung vorausgegangen ist.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Der Schuldner hat Vorsatz und Fahrlässigkeit zu vertreten, wenn eine strengere oder mildere Haftung
weder bestimmt noch aus dem sonstigen Inhalt des Schuldverhältnisses, insbesondere aus der Übernahme
einer Garantie oder eines Beschaffungsrisikos zu entnehmen ist. Die Vorschriften der §§ 827 und 828 finden
entsprechende Anwendung.


Vorsicht bei Zustimmung zu mieterseitigen Modernisierungsbegehren

Ein Berliner Mieter mietete 1996
eine Wohnung an, in der der
Vormieter mit Einwilligung des
damaligen Vermieters eine Gas-
etagenheizung  einbaute, um
nicht mehr die veralteten Kohle-
Ofen benutzen zu missen. Nach
dem der Vermieter gewechselt
hatte, kiindigte dieser 2008 eine
Modernisierung der Immobilie
an. Zum Zwecke der Energieein-
sparung und Wohnwertverbesse-
rung sollte eine Zentralheizung
eingebaut werden. Fir den Mie-
ter sollte mit der Modernisierung
eine Mieterhéhung i.H.v. 19,66
€ einher gehen.

Der Mieter stimmte der Moder-
nisierungsmalnahme nicht zu.
Der Vermieter klagte vor dem
AG Berlin-Mitte und verlor. Die
hiergegen gerichtete Berufung
hatte Erfolg. Der BGH hob mit
Urteil vom 20.6.12 die landge-
richtliche Entscheidung auf und
verwies zuriick.

Aus Griinden der Wohnwerter-
héhung konne kein Duldungsan-
spruch erkannt werden. Die herr-

schende Auffassung in Recht-
sprechung und Literatur hebe bei
der Frage, ob eine Modernisie-
rung vorliege, darauf ab, wel-
chen Zustand der Wohnung der
Vermieter zur Verfligung gestellt
habe. VerbesserungsmalRnahmen
des Mieters wirden daher auch
wenn sie mit Einwilligung des
Vermieters erfolgt sein, keine
Berucksichtigung finden. Dieser
Rechtsauffassung schlossen sich
die Richter des VIII. Zivilsenates
ausdrucklich nicht an.

Vorzugswirdig sei die
Rechtsauffassung der Minder-
meinung, wonach hinsichtlich
der Frage, ob eine Modernisie-
rung vorlége, auf den gegenwaér-
tigen Zustand der Wohnung, also

einschlielich der mieterseitig
vorgenommenen Verbesse-
rungsmalnahmen,  abzustellen
sei.

Der Vermieter werde durch die-
se Sichtweise in seiner Disposi-
tionsfreiheit nicht eingeschrankt.
Denn der Mieter habe keinen
Anspruch gegen den Vermieter,

dass ihm bauliche Verénderun-
gen an der Wohnung mit dem
Ziel einer Modernisierung oder
Erhéhung des Wohnkomforts
erlaubt wirden (BGH -Urteil
vom 14.9.2011, VIII ZR 10/11 -
ZIV 2011, 70). Hieraus folge
auch, dass der Vermieter die
Genehmigung an Bedingungen
kniipfen konne, um sicher zu
stellen, dass die mieterseitigen
Malnahmen keine Kollisionsla-
gen zu spdteren Modernisie-
rungsmafnahmen begriindeten.

Es sei mithin fur die Frage, ob
eine Modernisierung vorliege,
allein auf den objektiven
Gebrauchs- oder Substanzwert
abzustellen, wenn alle Anderun-
gen mit Einwilligung erfolgt
seien. Da jedenfalls vom Beru-
fungsgericht nicht untersucht
worden sei, ob die Zentralhei-
zung eine MaRnahme zur Ener-
gieeinsparung sei, misse der
Rechtsstreit zuriick verwiesen
werden, um dies zu klaren, VIII
ZR 110/11.

Kurze Verjahrung gilt auch bei Uberzahlung auf Abgeltungsklausel

Mit Urteil vom 4.5.2011 (VI
ZR 195/10, ZIV 2011, 32) ent-
schied der BGH, dass bereiche-
rungsrechtliche Anspriiche des
Mieters wegen rechtsgrundlos
ausgefiihrter Schonheitsreparatu-
ren innerhalb der Sechsmonats-
frist des § 548 BGB verjahren.

Nunmehr hatte der BGH zu ent-
scheiden, ob die kurze Frist auch
Anwendung findet, wenn der
Mieter aufgrund einer unwirk-
samen Abgeltungsklausel
rechtsgrundlos Zahlungen an den
Vermieter geleistet hat. Die
Schénheitsreparaturklausel  sah
vor, dass der Mieter von der
bisherigen Ausfiihrungsart der

Schénheitsreparaturen nur mit
Zustimmung der Wohnungsge-
nossenschaft abweichen durfe.
Aufgrund dieser nicht nur auf
die Ruckgabe der Wohnung
beschrankte Gestaltungsklausel
war die Schodnheitsreparatur-
klausel und damit auch die Ab-
geltungsklausel nichtig. In Un-
kenntnis der Rechtslage zahlte
der Mieter 2007 insgesamt 7310
€ Abgeltung an seinen Vermie-
ter. Gelautert klagte er dann
2010 auf Ruickzahlung. Das
Amtsgericht Neukdlln wies die
Klage ab, das LG Berlin hob das
Urteil auf und gab der Klage des
Mieters statt. Das Landgericht
vertrat die Auffassung, dass das

zentrale Argument fir die An-
wendung von 8§ 548 BGB fehle.
Fur die Frage, ob die gezahlten
Abgeltungsbetrage zuriick ver-
langt werden konnten, spiele der
Zustand der Wohnung bei der
Beendigung des Mietverhaltnis-
ses keine Rolle.

Die Revision des Vermieters
hatte  Erfolg  (Urteil vom
20.6.2012). Die Richter des
Mietrechtssenats Uberzeugte das
Argument des Landgerichts
nicht. Sowohl bei den Schon-
heitsreparaturen, als auch beim
Abgeltungsbetrag handele es
sich  um Aufwendungen des
Mieters, die im Zusammenhang
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Die Ersatzansprüche des Vermieters wegen Veränderungen oder Verschlechterungen der Mietsache verjähren
in sechs Monaten. Die Verjährung beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem er die Mietsache zurückerhält. Mit der
Verjährung des Anspruchs des Vermieters auf Rückgabe der Mietsache verjähren auch seine Ersatzansprüche.


mit dem Zustand der Mietsache
gemacht wirden. Uber den Er-
satz dieser Aufwendungen solle
nach dem Sinn und Zweck der
gesetzlichen Regelung — unab-
héngig von der anspruchsrechtli-
chen Einordnung — nach Been-
digung des Mietverhaltnisses
alsbald Klarheit herrschen. Zu-

WEG-Recht

dem gébe es keinen sachlichen
Grund, der es rechtfertigen kon-
ne, den Mieter, der die Mietsa-
che infolge einer von ihm uner-
kannten unwirksamen Klausel
selbst renoviere, hinsichtlich der
Verjahrung seines Bereiche-
rungsanspruchs anders zu be-
handeln, als den Mieter, der zur

Abgeltung einer vermeintlichen
Renovierungspflicht an den
Vermieter einen  Geldbetrag
zahle. Da erst 3 Jahre nach Be-
endigung des Mietverhdltnisses
geklagt worden sei, sei die 6-
monatige Verjahrungsfrist zur-
zeit der Klageerhebung langst
abgelaufen (VI ZR 12/12).

Zum Verhaltnis von Abrechnung und Plan

Zahlreiche interessante Ausfiih-
rungen zum rechtlichen Verhalt-
nis von Abrechnung und Plan
machte der V. Zivilsenat in sei-
nem Urteil vom 1.6.2012 (V ZR
171/11). Der Streit entbrannte
um die Frage der Verjahrung
von Wohngeldanspriichen. Die
Gemeinschaft klagte im Jahre
2009 auf Zahlung von Rick-
stdnden aus Plangeldern fir das
Jahr 2006 in Hohe von rund
3.500 € und einer Jahreseinzel-
abrechnung fir das Wirtschafts-
jahr, die einen Saldo von rund
4.700 € auswies.

Ruckstande, die das Jahr 2004
betrafen, waren bereits tituliert.
Die Gemeinschaft begehrte al-
lerdings vom Kéufer der Woh-
nung die Bezahlung der Rick-
stdnde, weil die Gemeinschafts-
ordnung eine Haftung des Er-
werbers fiir Hausgeldriickstande
des Verkaufers vorsah.

Die Beklagten wandten ein, der
Verwalter sei nicht befugt, flr
die Gemeinschaft zu klagen und
erhoben zudem die Einrede der

Verjahrung. Amts- und Landge-
richt erkannten keine Verjéh-
rung. Die Anspriche aus dem
Jahr 2004 seien tituliert, diejeni-
gen aus dem Jahre 2005 seien
durch  den  Abrechnungsbe-
schluss im Jahre 2006 noch nicht
verjahrt, weil der Verjahrungs-
lauf der gesamten in der Ab-
rechnung ausgewiesenen Forde-
rung (rickstdndige Hausgeld-
vorauszahlungen und Abrech-
nungsspitze) durch den Abrech-
nungsbeschluss fallig gestellt
worden seien.

Der BGH schloss sich diesen
rechtlichen Bewertungen nur
eingeschréankt an. Der Verwalter
sei qua Gemeinschaftsordnung
befugt gewesen, Klage zur
Durchsetzung von Wohngeldan-
spriichen zu erheben. Unschéd-
lich sei dabei, dass er Klage nach
dem Wortlaut der Gemein-
schaftsordnung nur vertretungs-
weise flir die Wohnungseigen-
timer erheben durfe. Die Ge-
meinschaftsordnung stamme aus
der Zeit vor der WEG-Novelle,
so dass sie ergdnzend dahinge-
hend auszulegen sei, dass der
Verwalter auch die teilrechtsfa-
hige Gemeinschaft vertreten
durfe. Im Umfang der erteilten
Vertretungsmacht sei der Ver-
walter auch ohne besonderen
Eigentimerbeschluss erméchtigt,
einen Rechtsanwalt mit der Ver-

tretung der Wohnungseigentu-
mer oder der Gemeinschaft zu
beauftragen.

Richtig sei ferner die Feststel-
lung des Berufungsgerichts, dass
die Beklagten verpflichtet seien,
dass gegen den Rechtsvorganger
titulierte Hausgeld fir 2004 zu
bezahlen. Das gleiche treffe fur
die Hausgeldschulden aus dem
Jahre 2006 zu. Anders verhielte
sich indessen die Bewertung
bzgl. der Hausgeldanspriiche aus
dem Jahre 2005, uber die 2006
die Abrechnung erteilt worden
war. Die darin enthaltenen Plan-
gelder seien durch die Jahresab-
rechnung nicht erneut fallig ge-
stellt worden, so dass die Ver-
jahrung diesbeziiglich auch nicht
erneut am 31.12.2006 zu laufen
begonnen héatte. Die Verjéhrung
far  Wirtschaftsplanzahlungen
beginne vielmehr am Ende des
Jahres, in dem der jeweilige
Vorschuss fallig wurde, § 199
BGB. Der Beschluss Uber die
Jahresabrechnung flihre nicht zu
einem Neubeginn der Verjah-
rung der Vorschussanspriche.
Der Beschluss tber die Abrech-
nung wirke anspruchsbegriin-
dend nur hinsichtlich des auf den
einzelnen Eigentimer entfallen-
den Betrages, welcher die in
dem Wirtschaftsplan fir das
abgelaufene Jahr beschlossenen
Vorschisse  (Obersteige. Zah-
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lungsverpflichtungen, die durch
frihere Beschllisse entstanden
seien, blieben hierdurch unbe-
rihrt. Dies gelte insbesondere
hinsichtlich der geschuldeten
Wirtschaftsplanvorschiisse  und
unabhéngig davon, ob zwischen-
zeitlich ein Eigentimerwechsel
stattgefunden habe. Andernfalls
wirden bereits begriindete Rech-
te der Gemeinschaft hinsichtlich
der Vorschussforderungen, etwa
auf Verzugszinsen mit dem Be-
schluss (ber die Jahresabrech-
nung hinfallig werden.

Der Beschluss tber die Jahresab-
rechnung flhre daher auch nicht
zu einer Verdoppelung des
Rechtsgrundes fir rickstandige
Vorschisse in dem Sinne, dass
sie sowohl auf Grund des Be-
schlusses (ber den Wirtschafts-
plan, als auch auf Grund des
Beschlusses (ber die Jahresab-
rechnung geschuldet wéren.

Bei den Wirtschaftsplanzahlun-
gen handele es sich nicht um
Abschlagszahlungen, fir die
charakteristisch sei, dass sie vom
Gléaubiger nicht mehr eingefor-
dert werden konnten, wenn Uber
sie eine Abrechnung erteilt wor-
den sei. Der Vorschussanspruch
nach § 28 Abs. 2 WEG bleibe
vielmehr auch nach dem Be-

schluss (ber die Jahresabrech-
nung unverdndert bestehen,
gleichviel ob hierliber eine Ab-
rechnung erteilt worden sei oder

nicht. Die Jahresabrechnung
wiederum diene nicht der
Ermittlung des ,eigentlichen”

Beitragsanspruchs, sondern nur
der Anpassung der laufend zu
erbringenden Vorschisse an die
tatsachlichen Kosten. Anhand
der Rechnungslegung des Ver-
walters ,,uber die tatsachlichen
Einnahmen und Ausgaben*
werde der bestehende Beitrags-
anspruch  der  Gemeinschaft
Uberpruft und in Form eines
Nachzahlungsanspruchs der
Gemeinschaft oder Erstattungs-
anpruchs des Wohnungseigen-
timers sowie durch Neufestset-
zung der Vorschiusse korrigiert.
Aus der Dbestitigenden und
rechtsverstarkenden  Wirkung,
die der Beschluss tiber die Jah-
resabrechnung nach der Recht-
sprechung des Senates hinsicht-
lich offener Vorschussforderun-
gen habe (BGHZ 131, 228,
BGHZ 142, 296, BGH-Urteil
vom 4.12.2009, V ZR 44/09
(ZIv_2010, 10)) folge kein zu-
satzlicher Schuldgrund in Form
eines Schuldanerkenntnisses.
Die verstarkende Wirkung des
Abrechnungsbeschlusses be-
stiinde lediglich darin, dass der

Korrekturvorbehalt, unter dem
die Vorschusszahlung stlinde,
entfalle. Insoweit beseitige die
Jahresabrechnung die Unsicher-
heiten, mit denen ein Wirt-
schaftsplan naturgemafR behaftet
sei und verstarke so die Berech-
tigung der Gemeinschaft zur
Einziehung der auf diesem Plan
grindenden  Vorschussanspri-
che.

Allein das Interesse der Gemein-
schaft ,,aus Grunden der Uber-
sichtlichkeit rickstandige Vor-
schiisse und die Abrechnungs-
spitze aus der Jahresabrech-
nung zu einer Forderung zu-
sammen zu ziehen* rechtfertige
es nicht, den gesetzlichen Bei-
tragsanspruch nach § 28 Abs. 2
WEG auf zweifacher Grundlage
entstehen zu lassen. Auch wenn
die Gemeinschafter dies aus-
dricklich wollten, ware ihnen
ein entsprechender Beschluss
mangels  Beschlusskompetenz
rechtlich nicht méglich (BGH
Urteil vom 9.3.2012, V ZR
147/11 - ZIV 2012, 31). Dem
Verwalter sei es zumutbar, riick-
stdndige Beitrdge eines Woh-
nungseigentimers aus Plan und
Abrechnung gesondert fristen-
technisch zu uberwachen.

Schaffung einer erstmaligen Beitragspflicht Giber § 16 Abs. 3 WEG nicht mdglich

Eine flr Bautrdger interessante
Entscheidung traf der Bundesge-
richtshof mit  Urteil vom
1.6.2012. Eine Gemeinschafts-
ordnung einer WEG in Berlin
sah vor, dass der jeweilige Ei-
gentlimer von - urspringlich
nicht ausgebauten — Einheiten
im Dachgeschoss, diese ausbau-
en durfe, wobei er bis dahin von
der Beitragspflicht befreit sei.
Erst nach Fertigstellung der
Bauarbeiten oder nach Wohnbe-
zug sei die Einheit an den Kos-
ten zu beteiligen.

Die Gemeinschafter beschlossen
gleich nach Inkrafttreten der
WEG-Novelle, am 16.7.2007,
dass die Eigentlimer der nicht
ausgebauten  Dachgeschossein-
heiten an den verbrauchsunab-
héngigen Kosten nach dem An-
teil der Miteigentumsanteile zu
beteiligen seien. Eine der Einhei-
ten wurde verkauft. Die neue
Eigentiimerin klagte 2010 gegen
den Beschluss auf Feststellung
der Nichtigkeit.

Die Richter des V. Zivilsenates
gaben der Kl&gerin Recht. Der
2007 gefasste Beschluss sei tat-
séchlich nichtig. Die Regelung
in 8 16 Abs. 3 WEG lasse es zu,
dass die Gemeinschaft den
Wechsel von einem Verteilungs-
schliissel auf einen anderen zu-
lasse. Damit konne eine dem
Grunde nach bestehende Kosten-
tragungsverpflichtung geéndert,
aber nicht erstmalig begriindet
werden.
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Kommentar zu Text
(3) Die Wohnungseigentümer können abweichend von Absatz 2 durch Stimmenmehrheit
beschließen, dass die Betriebskosten des gemeinschaftlichen Eigentums oder des
Sondereigentums im Sinne des § 556 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches, die nicht
unmittelbar gegenüber Dritten abgerechnet werden, und die Kosten der Verwaltung nach
Verbrauch oder Verursachung erfasst und nach diesem oder nach einem anderen Maßstab
verteilt werden, soweit dies ordnungsmäßiger Verwaltung entspricht


Die sich anschlielende Rechts-
frage, ob die verklagten Gemein-
schafter einen Anspruch auf

Anpassung der Gemeinschafts-
ordnung nach § 10 Abs. 2 Satz 3
WEG hétten, lieR der Senat of-

fen, weil diese Rechtsfrage nicht
Gegenstand des Rechtsstreit sei
(V ZR 225/11).

Neue Rechtsentwicklungen zum werdenden Wohnungseigentiimer

Mit Urteil vom 11.5.2012 setzte
der BGH die Voraussetzungen
flr die Erlangung der Rechtspo-
sition des werdenden Woh-
nungseigentiimers weiter herab.
Im Beschluss vom 5.6.08 (V ZB
85/07 — ZIV 2008, 49) duBerte
sich der BGH erstmals zur Kon-
struktion des werdenden Woh-
nungseigentimers. In dieser
Entscheidung schloss er sich nur
teilweise der herrschenden Auf-
fassung an. Er formulierte, dass
der Wohnungseigentiimer, der
vom Bautréger noch im Bestand
der werdenden Wohnungseigen-
timergemeinschaft gekauft habe,
bereits dann werdender Woh-
nungseigentimer sei, wenn fir
ihn eine Auflassungsvormerkung
im Grundbuch eingetragen wor-
den sei und er den Besitz an der
Wohnung erhalten habe. Die
Anlegung von Wohnungsgrund-
blichern sei entgegen der herr-
schenden Auffassung nicht er-
forderlich.

In der neuerlichen Entscheidung
erleichterte der BGH die Vor-
aussetzungen insoweit, als dass
der betreffende Wohnungseigen-
timer in den Genuss dieser vor-
verlagerten Rechtsposition auch
dann komme, wenn er den Be-
sitz nicht schon vor sondern erst
nach Entstehen der Wohnungs-
eigentimergemeinschaft erlange.

Daneben befasste sich der V.
Zivilsenat mit weiteren Rechts-
fragen rund um den werdenden
Wohnungseigenttimer. Die neu-
en Vollstreckungsmadglichkeiten
der WEG nach § 10 Abs. 1 Nr. 2
ZVG stiellen beim werdenden
Wohnungseigentimer gegenwar-
tig formal an ihre Grenzen. Be-

zahlt der werdende Wohnungs-
eigentimer das laufende Haus-
geld nicht, kann dieses zwar
tituliert werden. Die Zwangsver-
steigerung scheitert jedoch dar-
an, dass der im Titel benannte
Hausgeldschuldner  (werdender
Wohnungseigentiimer)  perso-
nenverschieden ist vom im
Grundbuch eingetragenen Woh-
nungseigentimer (der verkau-
fende Bautrdger), 8 17 Abs. 1
ZVG, § 146 ZVG. Verschiedene
Autoren schlugen daher vor,
dass man eine Gesamtschuld
zwischen Bautrdger und wer-
denden  Wohnungseigentiimer
annehmen solle, so dass man in
diesem Fall mit einem Titel ge-
gen den Bautrager in die Woh-
nung vollstrecken kénne. Der
BGH verwarf diese Ansichten.
Dem Bautrager verbleibe nur in
sachenrechtlicher Hinsicht das
Eigentum an der Wohnung, wéh-
rend alle anderen wohnungsei-
gentumsrechtlichen Rechte und
Pflichten mit der Erlangung der
Rechtsposition des werdenden
Wohnungseigentimers auf die-
sen (bergingen. Diese vollstre-
ckungsrechtlichen Nachteile
kénnten keine Schuld des Bau-
tragers begrinden.

In diesem Zusammenhang kann
man im Ansatz Bedenken des V.
Zivilsenates  hinsichtlich  der
Rechtsprechung des 1X. Zivilse-
nates (IX ZB 122/06 - ZIV
2009, 49, IX ZR 120/10 - ZIV
2011, 59) erkennen. In diesen
Entscheidungen hat der Insol-
venzrechtssenat  angenommen,
dass der vollstreckungsrechtliche
Vorrang in § 10 Abs. 1 Nr. 2
ZVG eine Art Grundpfandrecht
in Hohe von 5% des Verkehrs-

wertes begrunde, also eine Art
nicht im Grundbuch eingetrage-
nes Grundpfandrecht. Aus die-
sem Grund sei die Gemeinschaft
in der Insolvenz des Wohnungs-
eigentimers abgesondert von
den ubrigen Insolvenzglaubigern
zu befriedigen.

Der V. Zivilsenat fuhrt nun auf-
grund der vollstreckungsrechtli-
chen Nachteile des Auseinander-
fallens von Hausgeldschuldner
(werdender  Wohnungseigenti-
mer) und im Grundbuch einge-
tragenen Eigentumer (Bautréger)
aus, dass die vorgeschlagene
Konstruktion der Gesamtschuld
dieser beiden Parteien das voll-
streckungsrechtliche ~ Problem
nicht 16sen wirde. Denn ein
Titel gegen den Bautrdger konne
zwar zur Zwangsversteigerung
genutzt werden. Die Auflas-
sungsvormerkung  hétte  aber
Vorrang, so dass der Ersteher
eine  Wohnung mit bestehen
bleibender Auflassungsvormer-
kung erwerben wirde. Er musste
immer Sorge haben, dass er sein
Eigentum spater doch noch an
den werdenden Wohnungseigen-
timer verliert. Fir eine solche
Wohnung gibt es keine Bietinte-
ressenten. Anders verhielte sich
dies nur, so der V. Zivilsenat in
seinem Urteil weiter, wenn eine
vorrangige dingliche Haftung
des Wohnungseigentums nach §
10 Abs. 1 Nr. 2 anzunehmen
ware. Ob diese - wie dies der IX.
Zivilsenat annimmt - gegeben
ist, lasst der V. Zivilsenat in
seinem Urteil erst einmal offen.

Jedenfalls sei eine personliche

Haftung des Bautrégers nicht
anzunehmen. Dies setzte voraus,
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Schultze
Kommentar zu Text
Jeder
Wohnungseigentümer kann eine vom Gesetz abweichende Vereinbarung oder die Anpassung
einer Vereinbarung verlangen, soweit ein Festhalten an der geltenden Regelung aus
schwerwiegenden Gründen unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles,insbesondere der Rechte und Interessen der anderen Wohnungseigentümer, unbillig
erscheint.

Schultze
Kommentar zu Text
bei Vollstreckung in ein Wohnungseigentum die daraus fälligen Ansprüche
auf Zahlung der Beiträge zu den Lasten und Kosten des gemeinschaftlichen
Eigentums oder des Sondereigentums, die nach § 16 Abs. 2, § 28 Abs. 2 und 5
des Wohnungseigentumsgesetzes geschuldet werden, einschließlich der Vorschüsse
und Rückstellungen sowie der Rückgriffsansprüche einzelner Wohnungseigentümer.
Das Vorrecht erfasst die laufenden und die rückständigen Beträge aus dem Jahr
der Beschlagnahme und den letzten zwei Jahren. Das Vorrecht einschließlich
aller Nebenleistungen ist begrenzt auf Beträge in Höhe von nicht mehr als 5
vom Hundert des nach § 74a Abs. 5 festgesetzten Wertes. Die Anmeldung erfolgt
durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Rückgriffsansprüche einzelner
Wohnungseigentümer werden von diesen angemeldet;

Schultze
Kommentar zu Text
bei Vollstreckung in ein Wohnungseigentum die daraus fälligen Ansprüche
auf Zahlung der Beiträge zu den Lasten und Kosten des gemeinschaftlichen
Eigentums oder des Sondereigentums, die nach § 16 Abs. 2, § 28 Abs. 2 und 5
des Wohnungseigentumsgesetzes geschuldet werden, einschließlich der Vorschüsse
und Rückstellungen sowie der Rückgriffsansprüche einzelner Wohnungseigentümer.
Das Vorrecht erfasst die laufenden und die rückständigen Beträge aus dem Jahr
der Beschlagnahme und den letzten zwei Jahren. Das Vorrecht einschließlich
aller Nebenleistungen ist begrenzt auf Beträge in Höhe von nicht mehr als 5
vom Hundert des nach § 74a Abs. 5 festgesetzten Wertes. Die Anmeldung erfolgt
durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Rückgriffsansprüche einzelner
Wohnungseigentümer werden von diesen angemeldet;

Schultze
Kommentar zu Text
bei Vollstreckung in ein Wohnungseigentum die daraus fälligen Ansprüche
auf Zahlung der Beiträge zu den Lasten und Kosten des gemeinschaftlichen
Eigentums oder des Sondereigentums, die nach § 16 Abs. 2, § 28 Abs. 2 und 5
des Wohnungseigentumsgesetzes geschuldet werden, einschließlich der Vorschüsse
und Rückstellungen sowie der Rückgriffsansprüche einzelner Wohnungseigentümer.
Das Vorrecht erfasst die laufenden und die rückständigen Beträge aus dem Jahr
der Beschlagnahme und den letzten zwei Jahren. Das Vorrecht einschließlich
aller Nebenleistungen ist begrenzt auf Beträge in Höhe von nicht mehr als 5
vom Hundert des nach § 74a Abs. 5 festgesetzten Wertes. Die Anmeldung erfolgt
durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Rückgriffsansprüche einzelner
Wohnungseigentümer werden von diesen angemeldet;

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Die Zwangsversteigerung darf nur angeordnet werden, wenn der Schuldner als
Eigentümer des Grundstücks eingetragen oder wenn er Erbe des eingetragenen Eigentümers
ist.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Auf die Anordnung der Zwangsverwaltung finden die Vorschriften über die Anordnung
der Zwangsversteigerung entsprechende Anwendung, soweit sich nicht aus den §§ 147 bis
151 ein anderes ergibt.


dass man ihm auch die mitglied-
schaftlichen Rechte wie Stimm-
und Anfechtungsrecht beliele.
Dies wirde aber gerade der wer-
denden  Wohnungseigentimer

erwerben (V_ZR 196/11). Als
Quintessenz bleibt festzuhalten,
dass das vollstreckungsrechtli-
che Problem weiterhin ungeldst
ist, dafiir aber die Anforderun-

gen fir die Erlangung der
Rechtsposition des werdenden
Wohnungseigentiimers ~ weiter
gesenkt wurden.

Zur Auswahl des richtigen WEG-Verwalters

Im Urteil vom 22.6.2012 setzte
sich der BGH mit verschiedenen
Fragen zur rechtlich einwand-
freien Auswahl eines neuen
WEG-Verwalters  auseinander.
Eine Gemeinschaft in Karlsruhe
hatte ein in der Gesellschafts-
form der Unternehmergesell-
schaft (haftungsbeschrénkt) be-
triebenes Unternehmen mit vier
zu eins Stimmen als WEG-
Verwalter Dbestellt. Der Be-
schluss wurde angefochten. Der
Kléager war der Auffassung, dass
der Bestellungsbeschluss mehre-
re Méngel aufwies. Die Gemein-
schaft hatte nur ein Vergleichs-
angebot eingeholt, der Verwalter
sei nicht der preisgunstigste
gewesen und seine gewadhlte
Gesellschaftsform als UG (haf-
tungsbeschrankt) mache ihn far
das Amt als WEG-Verwalter
ungeeignet.

Die funf Bundesrichter lieen
die Einwande mit einer Aus-
nahme nicht gelten. Sie fiihrten
in ihren Urteilsgrinden aus, dass
die Bestellung eines Kandidaten
dann nicht ordnungsgemaRer
Verwaltung entspréche, wenn
ein wichtiger Grund gegen seine
Bestellung sprache. Wann ein
solch wichtiger Grund vorlage,
bestimme sich in Anlehnung an
§ 26 Abs. 1 Satz 3 WEG nach
den fir die Abberufung des
Verwalters geltenden Grundséat-
zen.

Auch bei Vorliegen eines sol-
chen wichtigen Grundes ver-
pflichte dies die Wohnungsei-
gentlimer nicht ohne weiteres
dazu, den Verwalter abzuberufen
bzw. ihn nicht zu bestellen. Die

Gemeinschafter hatten vielmehr
einen Beurteilungsspielraum und
durften von gleichwohl bestel-
len, wenn dies aus objektiver
Sicht vertretbar erscheine. Die
Bestellung des Verwalters wi-

dersprache erst dann den
Grundséatzen ordnungsgemaler
Verwaltung, wenn die Woh-

nungseigentiimer ihren Beurtei-
lungsspielraum  Gberschritten.
Dies sei der Fall, wenn es objek-
tiv nicht mehr vertretbar er-
scheine, ihn als Verwalter unge-
achtet der gegen ihn sprechen-
den Umsténde zu bestellen.

Vorliegend hatten die Woh-
nungseigentiimer ihren Beurtei-
lungsspielraum nicht dadurch
tiberschritten, dass nur ein Alter-
nativangebot eingeholt worden
sei. Die Beschlussfassung uber
die Neubestellung eines Verwal-
ters erfordere zwar die Einho-
lung von Alternativangeboten
(Urteil vom 1.4.2011 - V ZR
96/10 - ZIV_ 2011, 34). Wie
viele Alternativangebote erfor-
derlich seien, kénnten die Woh-
nungseigentimer im Rahmen
ihres Beurteilungsspielraums
selbst festlegen.

Der Beurteilungsspielraum sei
auch nicht dadurch verletzt wor-
den, dass sie nicht das preisgiins-
tigste Angebot gewahlt hatten.
Sie dirften einen Verwalter, mit
dem sie gut zurecht kdmen, auch
weiter bestellen (BGH Urteil
vom 1.4.2011, a.a.0.). Nichts
anderes gelte fur die hohere
Vergltung einer neuen Verwal-
tung, die — wie hier — Zusatzqua-
lifikationen oder Zusatzerfah-
rungen hat. Etwas anderes gelte

nur, wenn die von dem ausge-
wéhlten Verwalter angebotenen
Leistungen von den anderen
Verwaltungsfirmen spurbar
gunstiger angeboten wiirden.

SchlieBlich sei der Beurteilungs-
spielraum nicht dadurch uber-
schritten worden, weil die Ge-
meinschafter eine haftungsbe-

schrankte  Unternehmergesell-
schaft als Verwalterin bestellt
hatten. Ob der vorgesehene

Verwalter seine Aufgaben ord-
nungsgemé&l erfllle, bestimme
sich nicht nach der Rechtsform,
sondern nach den finanziellen
Mitteln, Gber welche er verfiige
sowie nach dem Kredit, den das
Unternehmen in Anspruch neh-
men kodnne und nach den Sicher-
heiten, die es stellen kdnne. Eine
haftungsbeschrankte  Unterneh-
mergesellschaft kénne auch bei
einem sehr niedrig angesetzten
Stammkapital eine ausreichende
Bonitat haben, etwa weil sie
selbst ausreichende andere Mit-
tel habe oder sich der Geschafts-
fuhrer fir die Gesellschaft ver-
birge. Auch stinde Gemein-
schaftsrecht gegen den Aus-
schluss einer bestimmten Gesell-
schaftsform, weil dies eine unzu-
lassige Diskriminierung europai-
scher Gesellschaftsformen dar-
stellen wiirde, die nicht immer
ein Mindesthaftkapital erforder-
ten. Wie sich die Gemeinschafter
Gewissheit verschafften, ob das
als Verwalter in Aussicht ge-
nommene Unternehmen den
vorstehenden inhaltlichen An-
forderungen genlige, lage in
ihrem  Beurteilungsspielraum.
Sie dirften jedenfalls nicht ein
Unternehmen aufs Geratewohl
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Die Abberufung des Verwalters kann
auf das Vorliegen eines wichtigen Grundes beschränkt werden.


bestellen und sich Uber Zweifel
an der Bonitdt ohne weiteres
hinwegsetzen. Diesen Anforde-
rungen seien die Eigentlimer im
konkreten Fall nicht gerecht

worden. Die Gesellschaft be-
stand erst seit einigen Monaten,
wies ein Stammkapital von 500
€ auf und eine personliche Haf-
tung wollte der Geschaftsfiihrer

nicht Ubernehmen. Schlieflich
sei bis zum Schluss des Rechts-
streit von ihm eine Haftpflicht-
versicherung nicht nachgewiesen
worden (V ZR 190/11).

I.d.R. nur beschrankte Beschlussanfechtung bei Abrechnungsfehlern

In der Eigentimerversammlung
vom 15.10.2009 beschloss eine
Gemeinschaft im Gerichtsspren-
gel des AG Krefeld ihre Jahres-
abrechnung fir das Wirtschafts-
jahr 2008 sowie ihren
Wirtschaftsplan fur das Jahr
2009. Auf die Beschlussanfech-
tung eines Wohnungseigenti-
mers wegen Verwendung eines
falschen Verteilerschliissels wies
das Amtsgericht die Klage ab.
Das Berufungsgericht hob das
Urteil auf und erklarte die An-
fechtung der Jahresabrechnung
hinsichtlich samtlicher Einzelab-
rechnungen als auch den Wirt-
schaftsplan  hinsichtlich  aller
Einzelwirtschaftsplane fiir un-
wirksam. Das Berufungsgericht
stitzte seine Entscheidung auf
einen falschen Verteilerschliissel
bei der Verteilung der Kosten
des WEG-Verwalters. Nach §
139 BGB sei davon auszugehen,
dass die Wohnungseigentiimer in
Kenntnis der rechtlichen Um-
stdnde von einer Beschlussfas-
sung mit unzutreffenden Ab-
rechnungsspitzen abgesehen
héatten.

Diesen Ausfiihrungen des LG
Dusseldorf trat der BGH im
Urteil vom 11.5.2012 entgegen.

Zutreffend sei die entsprechende
Anwendung von § 139 BGB fir
den gegebenen Fall. Indessen sei
die Anwendung selbst nicht
gelungen. Sinn und Zweck des §
139 BGB sei es, ein teilweise
nichtiges Rechtsgeschaft nach
Mdglichkeit im Ubrigen auf-
rechtzuerhalten, wenn dies dem
tatsachlichen oder dem hypothe-
tischen Parteiwillen entspreche.
In der Regel sei davon auszuge-
hen, dass die Parteien in Kennt-
nis der Teilnichtigkeit das objek-
tiv Verninftige gewollt hatten.
Dies gestatte die weitere An-
nahme, dass es dem Willen der
Beteiligten entsprache, den im
Vordergrund stehenden, Uber-
wiegenden (nicht zu beanstan-
denden) Teil des Geschéfts auf-
recht zu erhalten, wenn nur ein
geringfligiger Teil unwirksam
bzw. fiir ungultig zu erkldren sei.

Bei Wohnungseigentiimerbe-
schlissen liege eine Unwirk-
samkeit bzw. Ungultigkeit des
gesamten Beschlusses nur dann
vor, wenn der unbeanstandet
gebliebene Teil allein sinnvoll-
erweise keinen Bestand haben
kébnne und nicht anzunehmen
sei, dass die Gemeinschafter ihn
so beschlossen hatten. Vor die-

sem Hintergrund habe der Senat
bereits entschieden, dass die
Ungiltigkeitserklarung auf rech-
nerisch selbstdandige und ab-
grenzbare Teile der Abrechnung
beschréankt werden konne. Dies
gelte insbesondere dann, wenn
sich der Fehler nicht auf die
Gesamtabrechnung auswirke,
etwa weil nur einzelne Positio-
nen der Einzelabrechnung unzu-
treffend seien, weil ein falscher
Verteilungsschlussel angewendet
worden sei. Umgekehrt wiirde es
dem mutmaBlichen Willen der
Wohnungseigentimer nicht ent-
sprechen den Beschluss teilweise
aufrecht zu erhalten, wenn Mén-
gel vorlagen, die zu einer nicht
mehr oder nur noch schwer
nachvollziehbaren  Restabrech-
nung flhrten. Gleiches gelte bei
einer Vielzahl von Einzelfehlern.
Diese Grundsétze seien sowohl
bei der Beurteilung von Abrech-
nungen als auch bei Wirtschafts-
plédnen anzuwenden.

Vorliegend fuhre dies dazu, dass
die Anwendung des falschen
Verteilungsschlissels bei  der
Kostenposition  ,,Verwaltung*
nicht zu einer Gesamtunwirk-
samkeit des Beschlusses fiihre
(V ZR 193/11).

Sondernutzungsrechte konnen auch mit Bruchteilseigentum verbunden werden

Eine Wohnungseigentiimerin
verfugte 0ber ein Sondernut-
zungsrecht an einem Tiefgara-
genstellplatz ihrer Wohnanlage.
Eine andere Eigentiimerin besal
kein Wohneigentum in der An-
lage. Sie war nur Bruchteilsei-

gentimerin eines aus zwei Ein-
heiten bestehenden Duplexpar-
kers. Die Benutzung zwischen
ihr und der weiteren Eigentiime-
rin des Duplexparkers war so
geregelt, dass der betreffenden
Bruchteilseigentiimerin das

Recht zur ausschlieflichen Nut-
zung des oberen Platzes zustand.
Im Jahre 2010 verkaufte die
Wohnungseigentimerin ihr Son-
dernutzungsrecht an die Bruch-
teilseigentimerin. Das Grund-
buchamt wies den Antrag auf
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Eintragung des Sondernutzungs-
rechts ab. Die Wohnungseigen-
timerin legte hiergegen - zu-
néchst erfolglos - Beschwerde
ein. Die Rechtsbeschwerde zum
OLG Miinchen hatte keinen
Erfolg. Der Munchener Senat
fuhrt aus, dass ein Sondernut-
zungsrecht nicht einem von
mehreren Miteigentiimern einer
Wohnungs- oder Teileigentums-
einheit Ubertragen werden kon-
ne. Dies scheitere schon an den
grundbuchrechtlichen Gegeben-
heiten. Es werde nicht fiir jeden
Miteigentumer ein Grundbuch-
blatt angelegt, sondern fur alle
Eigentlimer einer WEG-Einheit
nur ein gemeinsames Grund-
buchblatt.

Diese Entscheidung hob der
BGH mit Beschluss vom
10.5.2012 auf. Die Auffassung
des OLG Miinchen wirde zwar
auch vom KG Berlin vertreten.
Es handele sich jedoch um eine
Mindermeinung. Der BGH
schloss sich der herrschenden
Meinung an, wonach entspre-
chende Erwerbe zuléssig seien.
Die Zuordnung eines Sondernut-
zungsrechts zu einem Miteigen-
tumsanteil an einem Sonderei-
gentum stehe einem Alleineigen-
tum gleich. Auch derjenige, der
lediglich Miteigentumer einer
Wohnungs- bzw. Teileigentums-
einheit sei, gehdre zum Kreis der
Wohnungs- bzw. Teileigenti-
mer. Die Regelung in 8 25 Abs.
2 WEG, wonach Miteigentiimer

von Wohneigentum ihr Stimm-
recht nur gemeinschaftlich aus-
Uben kodnnten, verdeutliche dies
in besonderem MafRe.

Das Grundbuchrecht habe ge-
genliber dem materiellen Recht
dienende Funktion und misse
sich diesem unterordnen. Die
Reichweite materieller Rechts-
positionen kdnne nicht ausge-
hend von mdglichen grundbuch-
technischen Schwierigkeiten bei
deren Eintragung bestimmt wer-
den (V_ZB 279/11). Die Bruch-
teilseigentimerin eines Duplex-
parkers konnte somit das Son-
dernutzungsrecht an dem weite-
ren Stellplatz wirksam erwerben.

Kein Anspruch auf Erhalt des Teppichbodens zugunsten eines besseren Schallschutzes

Ein Wohnungseigentimer einer
in Braunschweig gelegenen Ei-
gentumswohnung wurde durch
ungewohnlich laute Gerdusche
aus der Wohnung uber ihm be-
lastigt. Die neuen Stérungen
veranlassten ihn Kontakt mit
seinem Nachbarn aufzunehmen,
um die Ursache zu ermitteln.
Dieser teilte ihm mit, dass er den
Teppichboden in Wohnzimmer
und Flur durch Fliesen bzw.
Laminat getauscht hatte.

Der Wohnungseigentiimer ver-
klagte seinen Nachbarn auf Un-
terlassung der Stérungen nach §
1004 BGB i.V.m. § 14 Nr. 1
WEG, weil die DIN 4109 nicht
mehr eingehalten sei. Erstin-
stanzlich wurde ein Sachver-
stdndigengutachten  eingeholt,
dass auch tatsachlich eine Uber-
schreitung von 1dB in einem
Raum bestatigte. Als Grenzwert
wurde die zurzeit der Errichtung
des Gebadudes (1966) geltende
DIN 4109 aus dem Jahre 1962

herangezogen. Der BGH sah
ebenso wie die Vorinstanz kei-
nen Abwehranspruch des gestor-
ten Wohnungseigentumers.

Nach 8§ 14 Nr. IWEG dirfe zwar
jeder Wohnungseigentliimer von
den in seinem Sondereigentum
stehenden Gebdudeteilen nur in
solcher Weise Gebrauch ma-
chen, dass dadurch keinem ande-
ren Wohnungseigentiimer uber
das bei einem geordneten Zu-
sammenleben  unvermeidliche
MaR hinaus ein Nachteil er-
wachse. Bei Larmbel&stigungen
sei fur diese Abgrenzungsfrage
richtigerweise die DIN 4109
anzuwenden. Sie gebe vor, was
der betroffene Wohnungseigen-
timer legal zu erdulden habe.
Dabei sei die zur Zeit der Errich-
tung des Gebdaudes geltende DIN
heran zuziehen. Dies sei flr das
Mietrecht  bereits  anerkannt
(BGH Urteil vom 7.7.2010 -
VIII ZR 85/09 — ZIV 2010, 54).
Die DIN gelte aber gleicherma-

Ben fir das Wohnungseigen-
tumsrecht. Im Einzelfall kénne
ein héherwertigerer Schallschutz
verlangt werden, als ihn die DIN
vorgebe. Voraussetzung hierfr
seien jedenfalls besondere Um-
stdnde aufgrund entsprechender
Regelungen in der Gemein-
schaftsordnung oder tatsachliche
Umstande, etwa eine besondere
Ausstattung oder ein besonderes
Umfeld des Gebdudes.

Soweit der Sachverstandige fest-
gestellt habe, dass in einem
Raum der Grenzwert um 1dB
Uberschritten worden sei, be-
grinde dies ebenfalls keine Ab-
wehranspriiche. Nach den Fest-
stellungen des Sachversténdigen
kénne eine Anderung des
Schallpegels um ein bis zwei dB
durch das menschliche Gehor
nicht wahrgenommen werden.
Die Klage hatte daher am Ende
keinen Erfolg, BGH-Urteil vom
1.6.2012, V ZR 195/11.
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(2) Jeder Wohnungseigentümer hat eine Stimme. Steht ein Wohnungseigentum mehreren
gemeinschaftlich zu, so können sie das Stimmrecht nur einheitlich ausüben.

Schultze
Kommentar zu Text
Jeder Wohnungseigentümer ist verpflichtet:
1. die im Sondereigentum stehenden Gebäudeteile so instand zu halten und von diesen
sowie von dem gemeinschaftlichen Eigentum nur in solcher Weise Gebrauch zu machen,daß dadurch keinem der anderen Wohnungseigentümer über das bei einem geordneten
Zusammenleben unvermeidliche Maß hinaus ein Nachteil erwächst;

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Wird das Eigentum in anderer Weise als durch Entziehung oder Vorenthaltung des Besitzes beeinträchtigt,
so kann der Eigentümer von dem Störer die Beseitigung der Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere
Beeinträchtigungen zu besorgen, so kann der Eigentümer auf Unterlassung klagen.


Betrieb einer Tagesmutterstatte ist zu genehmigen

In KolIn stritt sich eine Woh-
nungseigentimerin - mit  einer
anderen Uber Kindergeschrei,
das fortwahrend aus deren Woh-
nung drang. Dies war auch nicht
weiter verwunderlich, weil die
Nachbarin bis zu 5 Kinder von
bis zu 3 Jahren in der Zeit von 7
bis 19 Uhr betreute.

Die Tagesmutter hatte bereits
2009 einen Antrag auf Nutzung
ihrer Wohnung zum Zwecke der
Kinderbetreuung gestellt. Dieser
wurde abschlagig beschieden.
Ihre Nachbarin vertrat nun die
Auffassung, der Betrieb der
Pflegeeinrichtung sei nach 8 15

Abs. 3 i.V. § 14 Nr. 2 WEG
einzustellen. Diese Rechtsan-
sicht teilte das Amtsgericht zu-
nachst nicht. Das Landgericht
hob das Urteil auf und gab der
Unterlassungsklage statt. Die
Revision zum V. Zivilsenat hatte
Erfolg.

Der BGH flhrte in seinem Urteil
vom 13.7.2012 aus, dass der
Negativbeschluss die Nutzung
untersage, so dass sich die Ta-
gesmutter an die Regelung des
bestandskraftigen  Beschlusses
zu halten habe. Dabei wiesen die
Richter aber auch darauf hin,
dass ein Negativbeschluss keine

Sperrwirkung entfalte. Es kénne
daher ein neuer Antrag gestellt
werden, der dann angefochten
werden konne, wenn die Ge-
meinschafter die Genehmigung
abermals versagten. Bei der Be-
urteilung der Versagung der
Genehmigung seien die Wertun-
gen des Gesetzgebers in § 22
Abs. 1 BimSchG zu berticksich-
tigen. Dies bedeutet, dass die
Gemeinschaft wohl eine Ge-
nehmigung wird erteilen mis-
sen. Das Gericht wies aber auch
darauf hin, dass dies auch unter
Auflagen erfolgen koénne (V_ZR
204/11).

Vorrecht nach 8§ 10 Abs. 1 Nr. 2 ZVG gilt nicht fir den Wohnungseigentiimer

Im Beschluss vom 4.2.2010 (V
ZB 129/09 - ZIV 2010, 26) ent-
schied der BGH, dass die Ge-
meinschaft nach Ablésung durch
einen Dritten nur ihr Vorrecht
nach 8 10 Abs. 1 Nr. 2 ZVG
nicht nochmals ausschépfen
kdnne. Es sei eine gesetzgeberi-
sche Entscheidung gewesen, den
Vorrang der Gemeinschaftsan-
spriche auf 5% des Verkehrs-
wertes zu begrenzen, da andern-
falls die insoweit nachrangigen
Grundpfandrechte eine Entwer-
tung erfiihren.

Diese Rechtsprechung hatte der
BGH nun mit Beschluss vom
14.6.2012 (V_ZB 194/11) weiter
ausgebaut. Im zugrunde liegen-
den Fall hat der Wohnungsei-

gentlmer seine Hausgeldschul-
den im Zwangsversteigerungs-
verfahren getilgt; das Verfahren
wurde nach § 75 ZVG einge-
stellt. Die Gemeinschaft bean-
tragte wegen weiter titulierter
Hausgeldanspriiche die Fortset-
zung des Verfahrens. Es ent-
brannte ein Streit daruber, ob die
vormalige Einstellung der vor-
rangigen Hausgeldschulden nun
ein  weiteres  bevorrechtigtes
Vorgehen ausschlgsse. Das Be-
schwerdegericht bezog sich auf
die Rechtsprechung des BGH,
wonach das Vorrecht aus § 10
Abs. 1 Nr. 2 ZVG von der Ge-
meinschaft nur einmal in An-
spruch genommen werden kon-
ne.

Der BGH fiihrte aus, dass der
Fall vorliegend anders liege. Die
Gemeinschaft sei nicht von ei-
nem Dritten abgel®st worden, sie
habe vom Schuldner Geld erhal-
ten. Es liege eine Erfillung im
Sinne von § 362 BGB vor. Der
erflllte Anspruch bestehe nicht
mehr und gehe nicht auf einen
anderen Glaubiger Uber. Es kon-
ne daher nicht passieren, dass
ein nachrangiger Glaubiger we-
gen mehrfacher Inanspruchnah-
me des Vorrangs nach § 10 Abs.
1 Nr. 2 ZVG wegen mehrfacher
Nachmeldungen der Gemein-
schaft mit nachfolgenden Abl6-
sungen mit mehr als 5% ausfiele.
Die Gemeinschaft koénne daher
ein zweites Mal ihr Vorrecht in
Anspruch nehmen.
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bei Vollstreckung in ein Wohnungseigentum die daraus fälligen Ansprüche
auf Zahlung der Beiträge zu den Lasten und Kosten des gemeinschaftlichen
Eigentums oder des Sondereigentums, die nach § 16 Abs. 2, § 28 Abs. 2 und 5
des Wohnungseigentumsgesetzes geschuldet werden, einschließlich der Vorschüsse
und Rückstellungen sowie der Rückgriffsansprüche einzelner Wohnungseigentümer.
Das Vorrecht erfasst die laufenden und die rückständigen Beträge aus dem Jahr
der Beschlagnahme und den letzten zwei Jahren. Das Vorrecht einschließlich
aller Nebenleistungen ist begrenzt auf Beträge in Höhe von nicht mehr als 5
vom Hundert des nach § 74a Abs. 5 festgesetzten Wertes. Die Anmeldung erfolgt
durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Rückgriffsansprüche einzelner
Wohnungseigentümer werden von diesen angemeldet;

Schultze
Kommentar zu Text
bei Vollstreckung in ein Wohnungseigentum die daraus fälligen Ansprüche
auf Zahlung der Beiträge zu den Lasten und Kosten des gemeinschaftlichen
Eigentums oder des Sondereigentums, die nach § 16 Abs. 2, § 28 Abs. 2 und 5
des Wohnungseigentumsgesetzes geschuldet werden, einschließlich der Vorschüsse
und Rückstellungen sowie der Rückgriffsansprüche einzelner Wohnungseigentümer.
Das Vorrecht erfasst die laufenden und die rückständigen Beträge aus dem Jahr
der Beschlagnahme und den letzten zwei Jahren. Das Vorrecht einschließlich
aller Nebenleistungen ist begrenzt auf Beträge in Höhe von nicht mehr als 5
vom Hundert des nach § 74a Abs. 5 festgesetzten Wertes. Die Anmeldung erfolgt
durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Rückgriffsansprüche einzelner
Wohnungseigentümer werden von diesen angemeldet;

Schultze
Kommentar zu Text
bei Vollstreckung in ein Wohnungseigentum die daraus fälligen Ansprüche
auf Zahlung der Beiträge zu den Lasten und Kosten des gemeinschaftlichen
Eigentums oder des Sondereigentums, die nach § 16 Abs. 2, § 28 Abs. 2 und 5
des Wohnungseigentumsgesetzes geschuldet werden, einschließlich der Vorschüsse
und Rückstellungen sowie der Rückgriffsansprüche einzelner Wohnungseigentümer.
Das Vorrecht erfasst die laufenden und die rückständigen Beträge aus dem Jahr
der Beschlagnahme und den letzten zwei Jahren. Das Vorrecht einschließlich
aller Nebenleistungen ist begrenzt auf Beträge in Höhe von nicht mehr als 5
vom Hundert des nach § 74a Abs. 5 festgesetzten Wertes. Die Anmeldung erfolgt
durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Rückgriffsansprüche einzelner
Wohnungseigentümer werden von diesen angemeldet;

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Jeder Wohnungseigentümer kann einen Gebrauch der im Sondereigentum stehenden
Gebäudeteile und des gemeinschaftlichen Eigentums verlangen, der dem Gesetz, den
Vereinbarungen und Beschlüssen und, soweit sich die Regelung hieraus nicht ergibt, dem
Interesse der Gesamtheit der Wohnungseigentümer nach billigem Ermessen entspricht.

Schultze
Kommentar zu Text
für die Einhaltung der in Nummer 1 bezeichneten Pflichten durch Personen zu sorgen,
die seinem Hausstand oder Geschäftsbetrieb angehören oder denen er sonst die
Benutzung der im Sonder- oder Miteigentum stehenden Grundstücks- oder Gebäudeteile
überläßt;

Schultze
Kommentar zu Text
(1a) Geräuscheinwirkungen, die von Kindertageseinrichtungen, Kinderspielplätzen und ähnlichen Einrichtungen
wie beispielsweise Ballspielplätzen durch Kinder hervorgerufen werden, sind im Regelfall keine schädliche
Umwelteinwirkung. Bei der Beurteilung der Geräuscheinwirkungen dürfen Immissionsgrenz- und -richtwerte nicht
herangezogen werden.


Veranstaltungen

: F Minol
Minol — Fachtagung 2012 Alles, was zahlt

am 26.9.2012, Villa Ida, Leipzig

13.00 Begriiung und Einfiihrung

13.15-14.15 Minol informiert zu aktuellen Themen der Wohnungswirtschaft: Rauchwarnmelderpflicht, Energieeffizienz in Gebau-
den, Minol-Onlinemodul ,,Heizkostenprognose*“, Kessel-Effizienz-Sparservice — KESS, Referent: Frank Peters

14.15-14.30 Pause

14.30-15.15 AGB-rechtliche Gestaltungsgrenzen in Gewerberaummietvertrdgen, Referent: Rechtsanwalt Heinz G. Schultze

15.15-16.15 Legionellenprifung: Aktueller Stand und Erfahrungsberichte, Referent: Matthias Bér

16.15-16.45 Kaffeepause

16.45-17.05 Folgen des BGH Urteils zur Abrechnung nach dem Abflussprinzip: Was bei Heizkostenabrechnungen mit Gas- und
Fernwdrmeversorgung zu beachten ist., Referent: Frank Peters

17.05-18.05 Zusténdigkeits- und Kostenverteilungsprobleme bei anfénglichen, nachtréglichen und bauteiliibergreifenden Bauscha-
den an der WEG-Immobilie, Referent: Rechtsanwalt Heinz G. Schultze

18.05-18.15 Schlussbetrachtungen
Gemeinsames Abendessen

24.-26. Oktober 2012
Fischen/Allgau

Beschlusskompetenzen 5 Jahre nach der WEG-Novelle — Kritik und Konsequenzen
far die Praxis

ESWiD Evangelisches Siedlungswerk in Deutschland
Partner im Gesprach — Fachforum Wohnungseigentumsrecht
Moderation wéhrend des Fachforums: Univ.-Prof. Dr. Dr. h.c. Werner Merle

Programm:
Mittwoch, 24. Oktober 2012

12.00 — 14.00 Uhr Empfang und Er6ffnung der Fachausstellung
14.00 — 14.15 Uhr BegriuRung

Dr. h.c. Steffen Heitmann, Staatsminister a.D.,Prasident des ESWIiD; Biirgermeister Edgar Rélz
14.15 — 14.45 Uhr 5 Jahre WEG-Novelle — Bestandsaufnahme — reicht die Novellierung aus?

Prof. Dr. Wolf-Rudiger Bub, Rechtsanwalt, Minchen

14.45 — 15.15 Uhr Vereinbarte Offnungsklauseln in der Gemeinschaftsordnung
— Vereinbarung von Beschlusskompetenzen
— —Inhaltliche Schranken/Inhaltskontrolle

Univ.-Prof. Dr. Christian Armbrtister, Berlin

15.15 — 15.30 Uhr Diskussion

15.30 — 16.00 Uhr Gesetzliche , Offnungsklausel* zur Anderung der Gemeinschaftsordnung?
— Rechtsprechungsanalyse zu § 10 Abs. 2 Satz 3 WEG

— 25%-Grenze bei Einzel- oder Gesamtkosten?

— Grenze bei Instandhaltungsmafnahmen?
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Univ.-Prof. Dr. Florian Jacoby, Bielefeld

16.00 — 16.15 Uhr Diskussion

16.15 — 16.45 Uhr Kaffeepause — Kennenlernen — Gesprache

16.45 — 17.05 Uhr Praktische Fragen der Beschluss-Sammlung

— Einsichtnahme durch WEer — praktische Erfahrungen

— Praktische Schwierigkeiten bei der Flihrung der Beschluss-Sammlung

Steffen Haase, Vizeprasident DDIV, Berlin

17.05 — 17.20 Uhr Diskussion

17.20 — 17.50 Uhr Beschlisse und Grundbucheintragung
— Vereinbarungsandernde Beschlisse und Grundbuch

— Beschluss-Sammlung oder Grundbucheintragung?

— Notarielle Beurkundung von Beschllissen?

Dr. Manfred Rapp, Notar, Landsberg am Lech
17.50 — 18.00 Uhr Diskussion
18.00 Uhr Ende

Donnerstag, 25. Oktober 2012
09.00 — 09.15 Uhr Biblisches Wort zum Tag in der ev. Kirche Fischen

Pfarrer Helmut Klaubert

09.45 — 10.15 Uhr Zur Beschlusskompetenz des § 16 Abs. 4 WEG

— Mehrhausanlagen

— Zustimmung Abwesender au3erhalb der WEVersammlung — vorher/nachher

Univ.-Prof. Dr. Martin Haublein, Innsbruck

10.15 - 10.30 Uhr Diskussion

10.30 — 11.00 Uhr Energiewende und § 22 Abs. 2 WEG

— Herabsetzung des Quorums

— Zustimmung Abwesender au3erhalb der WE-Versammlung — vorher/nachher

— Auswirkungen der geplanten Mietrechtsanderungen auf den Modernisierungsbegriff

Univ.-Prof. Dr. Peter Derleder, Bremen

11.00 — 11.15 Uhr Diskussion

11.15 — 11.45 Uhr Kaffeepause — Kennenlernen — Gespréache

11.45 — 12.15 Uhr Beschlusskompetenzen bei Rauchwarnmeldern (Einbau, Wartung, Kosten)

Dr. Dr. Andrik Abramenko, RILG, ldstein

12.15 — 12.30 Uhr Diskussion

12.30 — 13.00 Uhr Heizkosten in der Jahresabrechnung
— Geltung der HeizkostenVO

— Unterscheidung: Gesamt- und Einzelabrechnung

— Der anzuwendende Verteilungsschlissel

Thomas Spielbauer, Vizeprésident LG Munchen I, Minchen

13.00 — 13.15 Uhr Diskussion

13.15 — 15.30 Uhr Mittagspause

§ 10 Abs. 1 Nr. 2 ZVG — ein zahnloser Tiger?

15.30 — 15.50 Uhr Zwangsvollstreckung gegen saumige WEer — Praktische Probleme

Senator (h.c.) Dr. rer. pol. Klaus Nahlenz, Heppenheim
15.50 — 16.00 Uhr Diskussion
16.00 — 16.30 Uhr Beitragsforderungen in der Insolvenz des Wohnungseigentimers

Prof. Dr. Matthias Becker, FH fiir Rechtspflege, Bad Miinstereifel
16.30 — 16.45 Uhr Diskussion

16.45 — 17.15 Uhr Reform der Rangklasse 2?

— Anderungsbedarf und Gestaltungsmaglichkeiten

Prof. Wolfgang Schneider, Dipl.-Rechtspfleger, Berlin

17.15 — 17.30 Uhr Diskussion

Ab 17.30 Uhr laden wir Sie ein zu einem gemeinsamen Festabend mit Dinner und , Robot Entertainment —
Mensch oder Maschine?“.
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Freitag, 26. Oktober 2012
Recht aktuell
09.00 — 10.00 Uhr Die aktuelle Rechtsprechung des BGH zum Wohnungseigentumsrecht

Prof. Dr. Jirgen Schmidt-Rantsch, Richter am BGH, Karlsruhe

10.00 — 10.15 Uhr Diskussion

10.15 - 10.45 Uhr Kaffeepause — Gesprache

10.45 — 11.10 Uhr Das BGH-Heizkdrper-Urteil — Kritik und Konsequenzen
— Heizkérperventile etc.

— Relevanz von Zuweisungen zum

Sondereigentum in der Teilungserklarung

— Beschlusskompetenzen

Prof. Dr. Arnold Lehmann-Richter, Hochschule WR, Berlin
11.10 — 11.25 Uhr Diskussion

11.25 — 11.50 Uhr Mehrfachparker

— Instandhaltungskosten

Dr. Andreas Ott, Rechtsanwalt, Berlin
11.50 — 12.00 Uhr Diskussion
12.00 Uhr Verabschiedung der Teilnehmer

Waéhrend der Veranstaltung findet eine Fachausstellung mit Unternehmen aus der Wohnungswirtschaft statt.

Anzeigen

Hausverwaltung sucht zur Verstarkung seines Teams

eine/n erfahrene/n und motivierte/n

WEG und Mietverwalter/in

Schwerpunkt Buchhaltung in Vollzeit

Zum nachstmoglichen Zeitpunkt

Kenntnisse in Wodis Sigma von Vorteil

aber nicht Bedingung

Gute Bezahlung und gute soziale Rahmenbedingungen garantiert!

I+D UNITAS Verwaltungs GmbH
Karl-Liebknecht-Str. 143
04277 Leipzig

www.iundd.de

info@iundd.de
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UNITAS VERWALTUNGS GMBH
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http://www.iundd.de/

Verzugszinssatze

Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum B_asis-
zinssatz
%
1.1. bis 30.6.2002 2,57
1.7. bis 31.12.2002 2,47
1.1. bis 30.6.2003 1,97
1.7. bis 31.12.2003 1,22
1.1. bis 30.6.2004 1,14
1.7. bis 31.12.2004 1,13
1.1. bis 30.6.2005 1,21
1.7.bis 31.12.2005 1,17
1.1. bis 30.6.2006 1,37
1.7. bis 31.12.2006 1,95
1.1. bis 30.6.2007 2,7

Der Glaubiger kann nach dem
Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8 286 Abs. 1 S. 2
BGB).

Einer Mahnung bedarf es nicht,
wenn fur die Leistung eine Zeit
nach dem Kalender bestimmt ist,
die Leistung an ein vorausge-
hendes Ereignis anknupft, der
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Griinde den
sofortigen Eintritt des Verzugs
rechtfertigen (8 286 Abs. 2
BGB).

Verzugs- Entgelt ohne  Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne
zinssatz Verbrau- satz % zZugs- Verbrau-
% cherbeteili- zins- cherbeteili-
gung % satz % gung %
7,57 10,57 1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19
1,47 10,47 1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32
6,97 9,97 1.7.bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19
6,22 9,22 1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62
6,14 9,14 1.7. bis 31.12.2009 0,12 512 8,12
6,13 9,13 1.1. bis 30.6.2010 0,12 512 8,12
6,21 9,21 1.7. bis 31.12.2010 0,12 512 8,12
6,17 9,17 1.1. bis 30.6.2011 0,12 512 8,12
6,37 9,37 1.7.bis 31.12.2011 0,37 5,37 8,37
6,95 9,95 1.1. bis 30.6.2012 0,12 512 8,12
1,7 10,7 1.7. bis 31.12.2012 0,12 512 8,12

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spéatestens 30 Tage nach
Falligkeit und Zugang einer
Rechnung ein; dies gilt gegen-
tiber einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders  hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Gléubiger den Zugang der
Rechnung (n6tigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

Wihrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (8 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betragt fur das Jahr funf

Prozentpunkte bzw. fir Rechts-
geschafte, an denen Verbraucher
nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten)
Uber dem Basiszinssatz (§ 288
Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).

Der Basiszinssatz veréndert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
groRe seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
groRe ist der Zinssatz fur die
jungste  Hauptrefinanzierungs-
operation der Europdischen Zen-
tralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (8 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so
kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die
Zustellung eines Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Verzug, wenn er nicht innerhalb von 30 Tagen
nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen Zahlungsaufstellung leistet; dies gilt gegenüber
einem Schuldner, der Verbraucher ist, nur, wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung
besonders hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der Rechnung oder Zahlungsaufstellung
unsicher ist, kommt der Schuldner, der nicht Verbraucher ist, spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Empfang der
Gegenleistung in Verzug.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, beträgt der Zinssatz für
Entgeltforderungen acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Der Basiszinssatz beträgt 3,62 Prozent. Er verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um
die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen
oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen
Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahrs.


SeuLTZE

Telefon: 0341/ 96 44 30

Aufsichtsfiihrende Behdrde

Rechtsanwaltskammer Sachsen, Glacisstr. 6, 01099 Dresden, Telefon: 0351/ 318590, Telefax: 0351/ 33 60 899
E-Mail: info@rak-sachsen.de. ZURUCK

Berufsrechtliche Regelungen

Die Berufsbezeichnung ,,Rechtsanwalt* bzw. ,,Rechtsanwaltin“ wurde den hier benannten Volljuristen aufgrund bundesdeut-
schen Rechts nach dem bestehen der 2. juristischen Staatspriifung (Befahigung zum Richteramt) durch ein besonderes Zu-
lassungsverfahren ehemals durch das jeweils zustadndige Justizministerium resp. aufgrund der seit dem 8.9.1998 gednderten
Rechtslage durch die értliche Rechtsanwaltskammer zuerkannt.

Rechtsanwalte bzw. Rechtsanwaéltinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung
(BRAO), der Bundesrechtsanwaltsgebihrenordnung (BRAGO) bzw. flr seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-
waltsvergiitungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001 und
FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwalte der Europdischen Gemeinschaft. S&mtliche berufsrechtliche Regelungen
kénnen Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURUCK

Hinweis zu Verlinkungen

Der verantwortlicher Seitenanbieter ist fur Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den
Inhalt zu eigen macht. Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm méglich und zumutbar ist,
die Nutzung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Fur Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefere
Linkebenen) haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURUCK

Urheberrechtsschutz

Die in der ZIV veroffentlichten Beitrage sind urheberrechtlich geschitzt. Das gilt auch fir die verdffentlichten
Leitsatze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsatze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegenliber Datenban-
ken und &hnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art
und Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfaltigt oder datenbankmaBig zuganglich gemacht werden.
ZURUCK
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